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Änderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 530 bis 531 einfügen:
Kriegs- und Krisenländer wollen wir beenden, den Abschiebestopp nach Syrien und Afghanistan

wieder einsetzen.

Seit 20 Jahren ist Deutschland am Krieg in Afghanistan aktiv beteiligt. Daher haben wir für alle

Geflüchteten von dort - vor allem nach dem Abzug der militärischen Truppen - eine besondere

Verantwortung. Dabei gilt diese selbstverständlich zu aller erst für all jene, die durch die

Zusammenarbeit mit alliierten Truppen im Land sich selbst oder ihre Familien in Gefahr

gebracht haben. Abschiebungen nach Afghanistan, solange dort noch Bürgerkrieg herrscht und

keine Sicherheit für alle Teile der Bevölkerung gewährleistet sein kann, lehnen wir als

unverantwortbar ab. Familienzusammenführung mit den bereits Deutschland befindlichen

Geflüchteten hat ebenfalls oberste Priorität und ist ein Gebot der Menschlichkeit.

Begründung

Der bevorstehende Abzug der NATO-Truppen aus Afghanistan erhöht die deutsche Verantwortung

für alle, die mit diesen zusammengearbeitet haben. Sie sind in unmittelbarer Lebensgefahr. Daher

muss es schnell eine Sonderregelung geben, um deren Schutz sicher zu stellen.

Anders als im Fall Syrien trägt Deutschland (und die Grünen) als aktiv militärisch beteiligte Macht

eine besondere Mitschuld an dem 20-jährigen Krieg, welcher das seinerzeit vorliegende UN-Mandat

(Beendigung der Terrorbasis von Al Kaida) völlig und unverhältnismäßig überzogen hat und somit

auch eine Mitschuld am Scheitern.
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